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Gideon Botsch/Christoph Kopke

Grenzen setzen:  
Das „Brandenburger Modell“ der 
Abwehr des Rechtsextremismus1

Rechtsextremismus in Brandenburg: Problem der 
Gesellschaft, Gefahr für die öffentliche Sicherheit 

Unter den ostdeutschen Bundesländern, für die sich Rechtsextre
mismus zu einem spezifischen gesellschaftlichen Problem entwi-
ckelt hat, fällt das Land Brandenburg in gewisser Weise aus dem 
Rahmen: Hier konnten relativ erfolgreich Strukturen und Maß
nahmen gefördert und entwickelt werden, um Rechtsextremismus 
abzuwehren und die demokratische Zivilgesellschaft zu fördern. 
Es scheint daher berechtigt, von einem „Brandenburger Modell“ 
zur Bekämpfung des Rechtsextremismus zu sprechen.

Trotzdem verbleibt das Phänomen „Rechtsextremismus“ in 
Brandenburg in allen messbaren bzw. ‚objektivierbaren‘ Dimen
sionen auf hohem Niveau. Die entsprechenden Einstellungswerte 
liegen im oberen Drittel und weisen eine steigende Tendenz  

1	 Dem Beitrag liegt der Vortrag „Gibt es ein „Brandenburger Modell“ der Abwehr 
des Rechtsextremismus?“ auf unserer Tagung zu Grunde. Er ist in leicht veränderter 
Form bereits publiziert: Botsch/Kopke 2010b und Botsch/Kopke 2010c.

Die Ausführungen dokumentieren zugleich Teilergebnisse unserer vom Landes- 
präventionsrat Sicherheitsoffensive Brandenburg geförderten Studien zu Präven
tion, Repression und Intervention gegen Rechtsextremismus. Vgl. hierzu auch 
Schoeps et al. (Hg.) 2007 sowie: Rensmann/Kopke/Botsch 2009. – Zu Präven
tion und Intervention von und gegen Rechtsextremismus sowie zu Evaluation 
entsprechender Ansätze insgesamt vgl. Rieker 2006, 2009; Glaser/Schuster (Hg.) 
2007; Braun/Geisler/Gerster (Hg.) 2009.
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auf.2 Bei Wahlen erzielten rechtsextreme Parteien immer wieder 
vergleichsweise hohe Erfolge. Die Deutsche Volksunion (DVU) 
war über zwei Legislaturperioden in Fraktionsstärke im Landtag 
vertreten, bevor sie am 27. September 2009 den Wiedereinzug ins 
Parlament mit nur noch 1,2 Prozent der Zweitstimmen deutlich 
verpasste.3 In zahlreichen Landkreisen und Kommunen sitzen in
zwischen Rechtsextremisten in den Volksvertretungen.4 Das Per­
sonenpotenzial ist immer noch sehr hoch und wächst nach den 
Erkenntnissen der Verfassungsschutzbehörde an, wobei sich ein 
rechtsextrem geprägtes lebensweltlich-subkulturelles Milieu mit 
breiterer Ausstrahlung ohnedies nur schwer erfassen und quantifi
zieren lässt.5 Auch die Straf- und Gewalttaten erreichen hohe und 
in den meisten Jahren auch steigende Werte.

Hingegen ist die organisierte rechtsextreme Szene im Ver
gleich der neuen Länder relativ schwach und organisatorisch durch 
staatliche Interventionen und öffentliche Aufmerksamkeit immer 
wieder zurück geworfen worden. Auch die subkulturellen Milieus 
leiden unter dem begrenzten Spielraum, ihr Publikum auf dem 
Boden des Landes zu bedienen, da relativ wenig Veranstaltungsorte 
oder Ladengeschäfte existieren und nur wenige neonazistischen 
Konzertveranstaltungen erfolgreich durchgeführt werden können. 

Wissenschaftliche Befunde lassen erkennen, dass jugendliche 
Gewaltneigung und Gewaltanwendung sich in den letzten Jahren 
im Sinne einer rechtsextremen und fremdenfeindlichen Orientie
rung stark politisiert hat.6 Bei einer insgesamt sinkenden Gewalt
akzeptanz unter Brandenburger Schülern bildet sich ein stabiles  

2	 Stöss/Niedermayer 2007.
3	 Vgl. Niedermayer 2005; Mayer 2006; Kopke 2007, S. 77 f.; Rehse 2008; www.

wahlen.brandenburg.de; Pecker 2010; Botsch/Kopke 2009a, 2010a.
4	 Botsch/Kopke 2009b; Kschenka/Müller 2010.
5	 Vgl. die Jahresberichte der Abt. Verfassungsschutz im Landesministerium d. Innern.
6	 Vgl. Sturzbecher/Großmann 2007 und den Beitrag von Sturzbecher et al. in die

sem Band.
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Viertel gewaltbejahender und zugleich i. d. R. rechtsextrem/frem-
denfeindlich orientierter Jugendlicher heraus. Nach Beobachtung 
verschiedener Experten, etwa aus Justiz und Polizei, ist in dieser 
Gruppe auch im Erwachsenenalter zunehmend keine Änderung in 
der Einstellung und auch keine sinkende Gewaltakzeptanz festzu-
stellen, während die Bedeutung von Alkohol für die Begehung der 
Straftaten abnimmt und eine stärkere Politisierung zu erkennen ist. 
So hegt etwa die Staatsanwaltschaft Neuruppin die Befürchtung, 
dass das typische Täterbild eines „rechtsextremen Kampftrinkers“ 
mit „einer mäßigen Intelligenz, unzureichender Bildung und man-
gelhafter Erziehung“ bald der Vergangenheit angehören könne: 
„Wir haben zwar keine wissenschaftlich belastbaren Erkenntnisse, 
glauben aber doch zu spüren, dass … zunehmend eine Nähe zu 
und Steuerung durch rechtsextreme Organisationen wie der NPD, 
dem Schutzbund Deutschland oder der Kameradschaftsvereine er-
kennbar ist [und] Alkohol oft eine geringere Rolle spielt; das heißt, 
die Taten werden inzwischen zum Teil stocknüchtern begangen“.7 

In der Vergangenheit war Brandenburg das Land mit den meis-
ten bekannt gewordenen Menschentötungen im Zusammenhang 
mit rechtsextremen oder fremdenfeindlichen Übergriffen. Zählt 
man die entsprechenden Fälle in Berlin hinzu, so muss man fast 
schon von einem spezifischen Problem der Hauptstadtregion spre
chen, wo seit 1990 etwa 30 Prozent der entsprechenden Taten ver
übt wurden. Allein in Brandenburg handelt es sich, je nach Zäh
lung, um etwa 20–25 Prozent, in einzelnen Jahren zwischen 40 und 
60 Prozent der bundesweit bekannt gewordenen Fälle.8 Angesichts  

7	 Schnittcher 2006, S. 9 f. – Der „Schutzbund Deutschland“ und seine Nachfolge
organisationen sind in der Zwischenzeit durch den Innenminister des Landes ver
boten worden, vgl. Kopke 2007, S. 81 ff.; Scuteri 2007; vgl. auch den Beitrag  von 
Gerd Schnittcher in diesem Band.

8	 Präzise Fallzahlen sind schwer zu ermitteln, wir haben verschiedene Auflistungen 
und Chronologien unterschiedlicher Qualität berücksichtigt, vgl. Botsch 2007, 
S. 37 und insbes. S. 44/Fn. 23. Der Sachverhalt bedarf weiterer Erforschung. 
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der hohen Gewaltneigung rechtsextremistischer bzw. rechtsextre
mistisch beeinflusster Gruppierungen und Cliquen sind auch für 
die kommenden Jahre weitere Tötungsdelikte zu befürchten. 

Die Entwicklung eines spezifischen Brandenburger 
Modells

Bereits als sich in der Spätphase der DDR im Gebiet des heutigen 
Brandenburg neonazistisch oder rechtsextrem orientierte Cliquen 
und Gruppen bildeten, jüdische Friedhöfe geschändet, Ausländer 
bedroht und Jugendliche mit abweichendem Äußeren angegriffen 
wurden,9 regte sich in Ansätzen eine von den staatlichen Organen 
der DDR misstrauisch beäugte kritische Öffentlichkeit, ein oppo
sitioneller Antifaschismus unabhängiger (meist jugendlicher) An
tifa-Gruppen, die im Netzwerk der DDR-Opposition bzw. unter 
dem Dach der evangelischen Kirche angesiedelt waren.10

Im Zuge des Umbruches in der DDR und nach dem Beitritt 
der neuen Länder zur Bundesrepublik artikulierten sich in Teilen 
der Gesellschaft Fremdenfeindlichkeit und Nationalismus in bis-
lang kaum gekanntem Ausmaß. Eine aggressiv auftretende, offen 
rechtsextreme Jugendbewegung schien sich aus dem Nichts gebil-
det zu haben.11 

Die stark medial wahrgenommene Existenz dieses neuen 
Rechtsextremismus wurde seit 1990 nicht zuletzt durch Bild- und 

9	 Vgl. Madloch 1993; Sippel/Süß 1994; Waibel 1996; Bugiel 2002; Schmidt 2007.
10	 Vgl. z. B. den Bericht der Vertreter der DDR-Staatssicherheit über den „1. Potsda

mer Antifa-Tag“, der am 29. 7. 1989 in den Räumen der Potsdamer Erlöserkirch
gemeinde stattfand. Als Dokument 28 abgedruckt in: Meinel/Wernicke 1990, 
S. 108–115.

11	 Vgl. Funke 1991; Zum Zusammenspiel von autoritärer DDR-Sozialisation und 
den Erfahrungen des Vereinigungsprozesses bei der Genese eines neuen Rechtsex
tremismus in Ostdeutschland vgl. Funke 2002, bes. S. 165–233.
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Filmaufnahmen geprägt, die im Land Brandenburg entstanden. 
Als neues Bundesland erlebte es einen rasanten Wandel der Ver
waltungs- und Sicherheitsstruktur. Dies mag zur Erklärung bei-
tragen, warum das Land mit einiger Verzögerung reagierte und 
sich in der ersten Zeit erhebliche Kritik gefallen lassen musste. Ein 
Aktivist der rechtsextremen Musikszene Brandenburgs erinnert 
sich: „Nach der Wiedervereinigung gab es hier viele neue Gesetze 
und die Polizei kannte sie nicht alle. Außerdem waren die Regie
rung und die Polizei sehr überrascht über die große Anzahl von 
Neonazis … Es war wirklich eine tolle Zeit für uns“.12

Bereits 1991 bildete die Landesregierung eine interministe-
rielle Arbeitsgruppe, die ein erstes Landesprogramm (verabschie-
det 1992) vorbereitete. Ein erstes Mobiles Beratungsteam (MBT) 
wies den Weg zum Konzept ‚Mobiler Gemeinwesenberatung‘, 
das heute als eines der erfolgreichsten Mittel zur Prävention von 
Rechtsextremismus, zur sozialen Integration und zur Entwick
lung demokratischer Potenziale auf kommunaler Ebene gilt. Eine 
Brandenburger Besonderheit ist die volle Finanzierung dieser 
strukturellen Arbeit unter dem Dach von „Demos – Brandenbur
gisches Institut für Gemeinwesenberatung“ aus Landesmitteln.13

In Umsetzung der Erkenntnisse der AG „Rechtsorientierte 
Gewalt“, die seit Ende 1991 in den neuen Ländern und Ber
lin bestand, und des gemeinsamen Konzepts aus dem Febru
ar 1992 wurde Rechtsextremismus zum Thema für die Politik 
der Inneren Sicherheit im Land.14 Bei allen Polizeipräsidien  
wurden gesonderte Ermittlungskommissionen (EKs) eingerich
tet, beim Landeskriminalamt zugleich eine Arbeitsgruppe als 

12	 Zit. n. Dornbusch/Raabe 2007, S. 114.
13	 Vgl. Kleger 2006, bes. S. 42 ff. und 2007; Hülsemann/Kohlstruck (Hg.) 2004; 

Hülsemann/Kohlstruck/Wilking (Hg.) 2007; Postel 2010; Wilking/Kohlstruck 
(Hg.) 2010. 

14	 Vgl. Ministerium des Innern des Landes Brandenburg (Hg.) 1993; Bugiel 2002, 
S. 306 ff. 
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Nachrichtensammel- und Auswertungsstelle gebildet. Im Ok
tober 1992 präsentierte Innenminister Alwin Ziel (SPD) sei-
nen „Zwölf-Punkte-Katalog: Programm Innere Sicherheit“, der 
rechtsextreme Gewalt zu einem Schwerpunkt der Tätigkeit erklär-
te. Aufbauend auf die EKs wurde Ende 1992 unter personeller 
Verstärkung die SoKo ReGa (Sonderkommission Rechtsextreme 
Gewalt) aufgestellt. 1995 in die Staatsschutzkommissariate der 
Polizeipräsidien überführt, bildete die SoKo ReGa den entschei-
denden Bezugspunkt, als nach erneut steigenden Fallzahlen seit 
1998 die Mobilen Einsatzeinheiten gegen Gewalt und Ausländer
feindlichkeit (MEGA) eingerichtet wurden. Im Jahr 2000 erfolg-
te eine Dezentralisierung der Führungsverantwortlichkeiten bei 
gleichzeitiger personeller Aufstockung, und seit 2001 wurden die 
Handlungsmöglichkeiten durch Einführung von TOMEG (Tä
terorientierte Maßnahmen gegen extremistische Gewalt) noch 
erweitert.15 Die brandenburgische Polizei hat bis heute mit diesen 
Spezialeinheiten insgesamt wirkungsvolle Einsatzkonzepte gegen 
rechtsextreme Straf- und Gewalttaten entwickelt und zugleich 
eine deutliche Sensibilisierung gegenüber dem Phänomen Rechts
extremismus bewiesen.

Noch in der Amtszeit Ziels begann die harte Verbotspolitik 
gegenüber neo-nationalsozialistischen Organisationen, die von 
Innenminister Jörg Schönbohm (CDU) nach der Bildung der 
Koalition aus SPD und CDU seit 1999 konsequent fortgesetzt 
worden ist. Von den seit 1990 durch Bundesländer ergangenen 
Verbotsverfügungen gegen rechtsextreme Organisationen geht im
merhin fast ein Viertel auf das Konto des Brandenburgischen In
nenministeriums.16 Dass diese Linie auch unter der gegenwärtigen  

15	 Vgl. Bugiel 2002, S. 319 ff.; Kleger 2006, S. 85 ff.; Kandt 2007.
16	 In früheren Fassungen dieses Textes haben sich Rechenfehler eingeschlichen. Kon

kret gab es zwischen 1992 und 2009 insgesamt 22 Verbotsverfügungen auf Län
derebene, davon fünf in Brandenburg. Zu dem Komplex ist eine Monographie in 
Vorbereitung.
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rot-roten Landesregierung fortgeführt wird, bewiesen Durchsu
chungsaktionen bei der Kameradschaft Märkisch Oderland Bar
nim (KMOB), die sich daraufhin – offensichtlich um einem Ver
bot vorzukommen – Anfang Juli 2010 selbst auflöste.17

Im Juli 1993 informierte das Ministerium der Justiz die Leiter 
der seinerzeit elf Justizvollzugsanstalten über rechtsextremistische 
Aktivitäten insbesondere im Jugendvollzug mit der Weisung, „in 
allen Justizvollzugsanstalten eine umfassende Bestandsaufnahme 
durchzuführen“. Denn es sei auch „Aufgabe der Vollzugsbehörden 
… zum Schutze der zu betreuenden Gefangenen die Anstalten 
gegen die rechtsextremen Organisationen und Vereinigungen auf-
grund vollzuglicher Vorschriften abzuschirmen“.18

Im folgenden Monat legte die Abteilung V im Ministerium des 
Innern – die Verfassungsschutzbehörde im Land Brandenburg ist 
als Abteilung in die organisatorische Gliederung des Innenminis
teriums eingeordnet19 – einen ersten, noch ungedruckten Bericht 
„Rechtsextremismus in Brandenburg – gegenwärtiger Stand“ vor. 
Der Bericht mündet in einem Abschnitt „Bekämpfungsstrategien 
und Lösungsansätze“. Hier wird eine „Doppelstrategie“ aus „mit-
tel- und langfristigen politischen Maßnahmen“ und „repressiven 
Maßnahmen“ skizziert und die realistische Prognose formuliert: 
„Das Phänomen des Rechtsextremismus wird unsere Gesellschaft 
noch lange beschäftigen müssen“.20

Ob die Maßnahmen des Landes Brandenburg Mitte der 
1990er bereits zu Erfolgen führten, lässt sich schwer einschätzen. 

17	 Vgl. Auflösungserklärung auf http://www.kmob.de/ (Abfrage v. 7. 7.  2010)
18	 Land Brandenburg – Ministerium der Justiz v. 15. 7. 1993 an die Leiter der Jus

tizvollzugsanstalten Brandenburg, Cottbus, Frankfurt/Oder, Königs Wusterhau
sen, Luckau, Neuruppin, Oranienburg, Potsdam, Prenzlau, Schwarze Pumpe und 
Wriezen, Az. 1006-IV.1, betr. Rechtsextremismus im brandenburgischen Justiz
vollzug (Kopie, MMZ).

19	 Vgl. Bugiel 2002, 299 ff.; Schreiber 2007.
20	 Ministerium des Innern des Landes Brandenburg – Abt. V: Rechtsextremismus in 

Brandenburg – gegenwärtiger Stand, Potsdam v. 23. 8. 1993 (Kopie, MMZ).
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Dabei sollte der konjunkturelle Charakter rechtsextremer Mobi
lisierung nicht aus dem Blick geraten. Offenbar entwickelt sich  
diese zyklisch, wobei auf Anfangserfolge gesellschaftliche Gegen
maßnahmen, Repression, innere Konkurrenzen und schließlich 
Niedergang zu folgen scheinen. Nach relativ ruhigen Phasen 
kommt es indes zu neuen Mobilisierungswellen.21 Anzeichen für 
einen erneuten Anstieg rechtsextremer und fremdenfeindlicher 
Mobilisierung waren in der zweiten Hälfte der 1990er wieder stär-
ker wahrzunehmen. Zahlreiche lokale Initiativen, Runde Tische, 
Bürger- und Aktionsbündnisse, die sich in den frühen 1990er ge
gründet hatten, erfuhren eine Wiederbelebung. 

Am 16. Juni 1996 erschütterte ein besonders schwerer frem
denfeindlicher Übergriff in Mahlow südlich von Berlin das Land. 
Auf Grund dieser und ähnlicher Vorkommnisse lud die Ausländer
beauftragte des Landes, Almuth Berger, zu einem „Runden Tisch“ 
ein. Beteiligt war auch der neue Generalstaatsanwalt des Landes 
Brandenburg, Erardo Christoforo Rautenberg, der öffentlich an
mahnte, dass es bei der Auseinandersetzung mit der rechtsextre
men Herausforderung neben staatlicher Repression auch eines 
denkbar breiten zivilgesellschaftlichen Bündnisses bedürfe.22 Aus 
dem „Runden Tisch“ ging die Initiative zur Begründung eines „Ak
tionsbündnisses gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Fremden- 

21	 Dieser Aspekt ist auch in prognostischer Hinsicht von Bedeutung. So ist es nicht 
unwahrscheinlich, dass die Mobilisierungserfolge der NPD schnell wieder abeb
ben. Bei den Wahlen 2009 hat die NPD bei Kommunal- und Landtagswahlen 
zum Teil zugelegt, zum Teil aber auch Stimmen verloren, so in ihrer „Hochburg“ 
Sachsen. Auch die Ergebnisse der Bundestagswahl deuten daraufhin, dass die NPD 
derzeit wieder an Mobilisierungskraft verliert. Vorausschauende Politik sollte aber 
einkalkulieren, dass nach einer mehrjährigen Phase relativer Ruhe mit neuen Mo
bilisierungswellen zu rechnen ist; vgl. Botsch/Kopke 2008; Botsch/Kopke 2010a.

22	 Vgl. „Gemeinsam mit linken Autonomen gegen rechte Gewalt“, Interview mit Ge
neralstaatsanwalt Erardo Rautenberg, Der Tagesspiegel v. 31. 7. 1996 – schon der 
provokante, weder vom Generalstaatsanwalt noch vom Interviewer Frank Jansen, 
sondern von der Redaktion des Tagesspiegel gewählte Titel sorgte für öffentliche 
Aufmerksamkeit.
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feindlichkeit“ hervor. Seit Mai 1997 fasste es unter Beteiligung 
des Landes die verschiedenen Akteure zusammen. Hierzu zähl-
ten zunächst v. a. Initiativen und Verbände, die spezifisch in den 
Problembereichen Ausländerintegration, Gewalt, Rechtsextremis
mus und Demokratieförderung tätig waren. Mit wachsender Ten
denz traten dann auch allgemeine und übergreifende Verbände 
und Träger von ‚Regelstrukturen‘ hinzu, die sich im Rahmen des 
Bündnisses klar positionierten und die Prävention rechtsextremer 
Tendenzen entsprechend dem eigenen Profil und Selbstverständ
nis in die Palette ihrer Aufgabenfelder aufnahmen.23 Die fehlende 
Distanz zwischen dem staatlichen Sektor und der demokrati
schen Zivilgesellschaft wurde recht bald als Problem erkannt. 
Dass der Rückzug des Landes aus dem Aktionsbündnis nicht ein 
Ende seiner klaren, seit 1991 immer deutlicher herausgestellten 
Agenda bedeuten sollte, wurde nach außen durch das 1998 verab
schiedete Handlungskonzept „Tolerantes Brandenburg“ deutlich 
markiert.24 

Die Gründung des Aktionsbündnisses wies den Weg in Rich
tung einer staatlich aktivierten, geförderten und alimentierten Zivil­
gesellschaft als Antwort auf rechtsextreme Gefährdungspotenziale. 
Diese Grundrichtung wurde durch die Bundesprogramme CIVI
TAS, XENOS und ENTIMON erst 2001 bundesweit nachge
holt. Das Handlungskonzept ‚Tolerantes Brandenburg‘ brachte 
die staatliche Selbstverpflichtung zur Aktivität in diesem Hand
lungsfeld zum Ausdruck. Es verstand sich als ressortübergreifen
des Konzept und bereitete den Prozess der Integration bürger
schaftlicher und staatlicher Aktivitäten und Maßnahmen zur Prä
vention, Intervention und Repression vor. Seit diesem Zeitpunkt 

23	 Vgl. Rüß 2002; Bugiel 2002, S. 302 ff.; Kleger 2006, S. 50 ff.; Spangenberg 2007; 
Rautenberg 2008.

24	 Vgl. Bugiel 2002, S. 302 ff.; Kleger 2006, S. 39 ff. und passim; Pieper 2007; RAA 
Brandenburg (Hg.) 2008.
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kann man von einem „Brandenburger Modell“ zur Prävention 
von Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit sprechen. 

Im Rahmen der Vorbeugung von Kinder- und Jugenddelin
quenz hat der im Jahr 2000 eingerichtete Landespräventionsrat 
Sicherheitsoffensive Brandenburg auch das Phänomen rechtsex
tremer Gewalt integriert. Auf zivilgesellschaftlicher Seite entstand 
1998 mit dem Verein „Opferperspektive“ ein bundesweit bis dahin 
einmaliges Projekt zur Unterstützung von Opfern rechtsextremer 
und fremdenfeindlicher Gewalt, das zunächst um Anerkennung 
zu ringen hatte, dann aber auch von den Polizei- und Justizbe
hörden insgesamt als willkommenes Korrektiv betrachtet wurde. 
Opferberatungsarbeit nach diesem Brandenburger Vorbild zählt 
inzwischen bundesweit zu den zentralen Bausteinen in der Archi
tektur der Rechtsextremismus-Prävention und wird als Modell 
auch im europäischen Ausland positiv aufgenommen.25

Ein anderes Element besteht in der Kommunalisierung der 
Maßnahmen, die über die Stärkung kommunaler Gremien der Kri
minalitätsprävention26 hinaus geht und auch auf lokaler Ebene die 
Integration verschiedener Akteure, Handlungskonzepte und Akti
vitätsfelder mit sich bringt.27 Auf kommunaler Ebene wirkten und 
wirken in zahlreichen Gemeinden und Regionen Brandenburgs zu- 
dem Bündnisse und lokale Initiativen, die trotz gelegentlicher Rück- 
schläge insgesamt einen wichtigen Beitrag zur Stärkung der Demo
kratie und der Abwehr der rechtsextremen Mobilisierung leisten. 

Mit dem seit 2002 umgesetzten Lokalen Aktionsplan Pots
dam gab sich wohl erstmals eine ostdeutsche Großstadt eine 
umfassende, integrierte und mittelfristig festgeschriebene lokale 
Handlungsstrategie.28 

25	 Vgl. Nigdy Więcej/Opferperspektive (Hg.) 2009.
26	 Vgl. Holtmann/Görl 2007.
27	 Vgl. Pallocks/Steil 2008.
28	 Vgl. MBT (Hg.) o. J.; Lehnert/Siebert 2004.
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Problemwahrnehmung und Benennung

Zu den Grundschwierigkeiten der Auseinandersetzung mit dem 
Rechtsextremismus gehört die Weigerung, dieses Problem über
haupt wahrzunehmen. Manfred Stolpe brachte dies rückblickend 
mit beeindruckender Ehrlichkeit zum Ausdruck: „Als Anfang 
der 90er-Jahre in Brandenburg Hetze gegen Ausländer vorkam 
und auch brutale Angriffe gegen sie stattfanden, vermutete ich 
verwirrte Einzeltäter. Ich war dagegen, diese Fälle durch Drama
tisierung aufzuwerten, und fürchtete um das Ansehen Branden
burgs“.29 Aber nur ein Problem, das erkannt und benannt ist, 
kann auch bearbeitet werden. Im Land Brandenburg gibt es heute 
eine verbreitete – wenn auch nicht flächendeckende – Tendenz, 
rechtsextreme und fremdenfeindliche Verhaltensweisen und Ein
stellungspotenziale auch als solche zu benennen. Erst ein mehr
jähriger Lernprozess hat zu diesem Ergebnis geführt. Zuvor  
wurde das Problem auch in Brandenburg häufig minimiert, exter
ritorialisiert oder seiner politischen Dimension entkleidet. 

Als ein wesentlicher Indikator für die Ausmaße des Rechts
extremismus-Problems gelten die Fallzahlen, wie sie insbesondere 
durch die Polizeilichen Kriminalstatistiken dokumentiert werden. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Erfassung rechtsextrem mo
tivierter Delikte in der Sonderstatistik Politisch Motivierte Kri
minalität – Rechts (PMK-rechts) 2001 grundlegend überarbeitet 
und mehrfach geändert wurde und damit die Fallzahlen insgesamt 
angestiegen sind. Hinzu kommen die allgemeinen Probleme einer 
polizeilichen Kriminalstatistik. Die Aussagekraft der PMK-rechts 
muss in zweierlei Hinsicht eingeschränkt werden. Einerseits 
bleibt ein gewisses Dunkelfeld nicht angezeigter Straftaten üb-
rig. Anderseits kann aber gerade ein Anstieg der polizeilichen  

29	 Zit. n. RAA Brandenburg (Hg.) 2008, S. 18 f.
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Ermittlungen aus einer erhöhten öffentlichen Sensibilität resultie- 
ren.30

Vor diesem Hintergrund ist es von erheblicher Bedeutung, 
dass in Brandenburg neben der polizeilichen Statistik andere Ver
gleichswerte heran gezogen werden können. So führen die Staats
anwaltschaften seit 1998 eine Liste von Fällen, die als rechtsex-
trem eingestuft werden.31 Eine weitere Ergänzung des Lagebilds 
entsteht durch Jahresberichte des Vereins „Opferperspektive“. 
Daneben sind es einerseits staatliche Behörden – insbesondere die 
Verfassungsschutzbehörde mit ihren Publikationen und Veran
staltungen –, die auf das Problem aufmerksam machen, und ande-
rerseits eine wache demokratische Öffentlichkeit. Eine Reihe von 
Berliner und Brandenburger Journalisten erweisen sich kontinuier
lich als kompetente und informierte Berichterstatter. Als weitere 
Akteure, die zur Benennung von Rechtsextremismus-Problemen 
beitragen, sind Angehörige jugendlicher Alternativkulturen anzu
sprechen. Auch im Land Brandenburg ist es häufig üblich, derarti-
ge Tendenzen vorschnell einer extremistischen und gewalttätigen 
„Antifa-Szene“ zuzuordnen. Gerade hier muss gesehen werden, 
dass – von einigen markanten Ausnahmen in großstädtischen Bal
lungszentren und überregionalen Mobilisierungsanlässen abgese-
hen – gewaltsame Konfrontationen in Brandenburg regelmäßig 
von rechtsextremen Tätern ausgehen und die „antifaschistischen“ 
Jugendlichen – ob sie sich nun selbst so verstehen oder in der Öf
fentlichkeit so wahrgenommen werden – Opfer bzw. Betroffene 
dieser Übergriffe sind. In vielen Gemeinden ist die Bereitschaft 
vorhanden, zumindest das Gespräch zu suchen und Wege zu eru-
ieren, auf denen die Einbindung dieser jungen Menschen in die 
demokratische Streitkultur gelingen kann. Die Erfahrungen sind  
 

30	 Vgl. Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg/IFK (Hg.) 2007.
31	 Vgl. Rautenberg 2007, S. 224 f.
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sehr unterschiedlich, geben aufs Ganze gesehen aber Anlass zur 
Hoffnung.32 

Grenzen setzen

In der Wahrnehmung vieler Brandenburger Bürger galten Neonazis 
lange als fehlgeleitete Jugendliche, die unter dem Eindruck des 
rasanten gesellschaftlichen, politischen und kulturellen Wandels 
ziellose Aggressivität verbreiteten. Diese Wahrnehmung bestärkte 
den Wunsch, dass Integration der betroffenen Jugendlichen quasi 
um jeden Preis anzustreben sei. Rechtsextreme Angebotsstrukturen 
und Mobilisierungskampagnen, die Schaffung von entsprechen-
den Gelegenheitsstrukturen und die Verdichtung und Politisierung 
eines rechtsextremen Milieus zuerst unter Jugendlichen gerieten 
dabei häufig ebenso aus dem Blick, wie die Opfer rechtsextremer 
und fremdenfeindlicher Übergriffe. 

In der Zwischenzeit fällt der Blick auf die Angehörigen des 
rechtsextremen Lagers differenziert aus und es gelingt, klarer 
zwischen lernfähigen jugendlichen Mitläufern, politisierten Ge
walttätern mit starken persönlichen Defiziten sowie Überzeu
gungstätern zu unterscheiden. Insofern besteht zwar immer noch  
der Wunsch, gerade junge Menschen nicht „sich selbst zu über
lassen“33, aber der Gedanke, eine umfassende Integration rechts
extremer Potenziale könne auf lokaler Ebene gelingen, ist in 
Brandenburg insgesamt nicht mehr sehr verbreitet. Vielmehr 
markieren Staat, Gesellschaft und Erziehungseinrichtungen im 
Bundesland zunehmend, wo unsere demokratische und zivile Ge
sellschaft die Grenzen ihrer Toleranz sieht. 

32	 Vgl. Krafeld 1995; Mletzko 2001; Schulze 2007.
33	 Vgl. z. B. Heitmann/Korn 2007.
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Grenzsetzungen werden in Brandenburg aber nicht nur im 
pädagogischen Bereich vorgenommen. Auf politischer Ebene gibt 
es weithin einen Konsens darüber, dass mit Rechtsextremen keine 
gemeinsame Politik gemacht werden kann. Bei politischen Veran
staltungen behalten sich viele Initiativen und Träger ein Hausrecht 
vor und kündigen an, rechtsextreme Teilnehmer im Zweifelsfall 
auszuschließen. Zahlreiche Gastwirte vermieten ihre Räume nicht 
an rechtsextreme Organisationen. In den Kommunalvertretungen 
können (und in den beiden zurückliegenden Legislaturperioden 
auch im Landtag konnten) die rechtsextremen Abgeordneten 
oder Fraktionen zwar ihre demokratischen Rechte realisieren, und 
ihre Klage über formale Diskriminierung ist unberechtigt. Aber 
niemand will sie auf Augenhöhe in Diskussionen und Entschei
dungsprozesse einbeziehen. Auch gesellschaftlich werden rechts
extreme und fremdenfeindliche Positionen zunehmend geächtet, 
wenngleich hier – wie ja schon die Einstellungswerte zeigen – viel 
größere Akzeptanz besteht. Dennoch bekennen sich beispielsweise 
Brandenburger Schulen dazu, dass sie keinen Rassismus dulden. 

Auch Vereine und Verbände, die Mitglied des Aktionsbünd
nisses werden, legen sich über die Grundprinzipien ihrer Tätigkeit 
in der Auseinandersetzung mit rechtsextremen und fremdenfeind
lichen Tendenzen Rechenschaft ab und entdecken so demokra
tisierende und zivilisierende Potenziale. Die Freiwillige Feuerwehr 
Brandenburg formuliert dies so: „Immer deutlicher wird, dass 
wir als Feuerwehrleute mehr zu vermitteln haben, als den ‚sach-
gerechten Umgang mit Feuer und Wasser‘. Der Wille zur demo
kratischen Mitverantwortung und erkennbare Zivilcourage sol
len Markenzeichen unserer Mitglieder sein“.34 Ähnlich definiert 
der Fußball-Landesverband seine eigene Position, indem er eine 
sportliche Grundtugend, das Fair-Play, auf das Problem von 

34	 Zit. n. Hülsemann 2007, S. 265. 
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Rechtsextremismus und fremdenfeindlicher Gewalt bezieht und 
sich aus dieser Einsicht heraus zum Prinzip „Sport ohne Rassis
mus“ bekennt.35

Das äußerste, aber vielleicht wichtigste Mittel der Grenzzie
hung besteht in der Kriminalisierung, Verfolgung und Ahndung 
bestimmter Verhaltensweisen, die mit Demokratie, Grundgesetz 
und Strafrecht nicht vereinbar sind. Hier ist Brandenburg eige-
ne Wege gegangen. Wo gesetzgeberischer Spielraum oder Hand
lungsbedarf bestand, ist das Land tätig geworden, etwa bei der Ver
abschiedung der durchaus umstrittenen so genannten Lex Halbe.36 

Entsprechend unserer Rechtsordnung ist es von höchster Be- 
deutung, dass die Richter in ihrer Rechtsprechung unabhängig  
bleiben. Gleichwohl hängt die Möglichkeit, rechtsextreme Straf- 
und Gewalttäter überhaupt zu verurteilen, davon ab, ob die staats- 
anwaltliche und polizeiliche Ermittlungstätigkeit hinreichend Be
weise gesichert und überzeugend aufbereitet hat, um ein Delikt 
auch zur Anklage zu bringen. Die Erfahrung zeigt, dass es hier-
bei im Problemfeld Rechtsextremismus insbesondere bei jungen 
Tätern darauf ankommt, zeitnah vorzugehen. Bei sämtlichen 
Staatsanwaltschaften bestehen daher einschlägige Sonderdezer
nate, die eng mit der Polizei zusammenarbeiten und auf schnelle 
Anklageerhebung orientieren. Das Vorgehen der Staatsanwalt
schaft Neuruppin ist hier durchaus repräsentativ: „Es gibt zu-
nächst einen besonderen staatsanwaltschaftlichen Bereitschafts
dienst für politisch motivierte Straftaten, der rund um die Uhr 
besetzt ist und von der Polizei sofort verständigt wird, wenn ein 
politisch motiviertes Delikt vorliegt … Wenn eine solche Einstu
fung erfolgt ist, wird … die Leitung des Ermittlungsverfahrens 
zu einem frühen Zeitpunkt einem Staatsanwalt der politischen 

35	 Vgl. Kirschen 2007; zum Problemkontext vgl. Ministerium des Innern des Landes 
Brandenburg 2008.

36	 Vgl. Knuth 2007. 
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Abteilung übertragen, und es wird … ein möglichst schneller 
Abschluss des Ermittlungsverfahrens angestrebt … Wir versuchen, 
die Täter sofort von der Straße herunter und aus der Szene heraus 
zu bekommen“37 Im Durchschnitt wird bereits nach zweieinhalb 
Wochen, maximal aber nach sechs Wochen Anklage erhoben. 
Wenn möglich, werden beschleunigte Verfahren nach §§ 417–420 
StGB angestrebt. Dies gilt auch für rechtsextreme, fremdenfeind-
liche oder allgemein kriminelle Taten in Fußballstadien. Dabei 
hilft die enge Zusammenarbeit zwischen Stadionstaatsanwälten 
und Stadionrichtern sowie Polizeibeamten, welche durch eigene 
Beobachtung, Bild- und Videomaterial einen Tatvorwurf bezeu
gen und beweisen können, sodass häufig ein „einfacher Sach
verhalt“ als Voraussetzung des beschleunigten Verfahrens vor-
liegt. Wolfgang Rupieper, Direktor des Amtsgerichts Cottbus, 
erläutert: „Die pädagogische und abschreckende Wirkung der 
zeitnahen Verhandlung ist … gegenüber dem Normalverfahren 
ungleich größer. Entschuldigungsflüchte finden nicht statt, das 
Unrechtsbewußtsein ist größer, da durch den Zeitverlauf nicht 
abgebaut … Das beschleunigte Verfahren ist … ein probates und 
präventiv wirksames Mittel im Kampf gegen Gewalt und Rechts
radikalismus“.38 Auch hierbei ist allerdings maßvoll vorzugehen. 
Eine Gefährdung rechtstaatlicher Schutzgarantieren sollte gerade 
in der Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus nicht ris-
kiert werden. 

Zu den Spezifika Brandenburgischer Sicherheitspolitik zäh-
len auch die Verbote rechtsextremer Organisationen. Skeptiker 
der Verbotspolitik sprechen oft von deren „Wirkungslosigkeit“ 
oder sogar schädlichen Wirkung: „Die Vereinsverbote als Mittel 
der ‚streitbaren Demokratie‘ haben sich in der Praxis nicht be-
währt: Sie haben der Demokratie nachhaltig geschadet, statt sie 

37	 Schnittcher 2006, S. 7 f.
38	 Rupieper 2008, S. 43 f.
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zu schützen, den Extremismus gestärkt, statt ihn zu bekämpfen. 
Was zu Beginn der 1990er-Jahre in einem heterogenen und zer-
splitterten Vereinswesen propagiert wird, findet sich wenige Jahre 
später – institutionell verschoben, aber konzentriert – auf der Par
teiebene wieder, aufgrund des ‚Parteienprivilegs‘ nun unter dem 
besonderen Schutz des Staates.“39 Sollte der Zusammenhang zwi-
schen Vereinsverbot und Aufstieg der NPD derartig geradlinig 
und kausal sein, so wäre zu erwarten, dass in dem „repressivsten“ 
Bundesland die NPD am stärksten profitiert hat. Dies ist aber 
nicht der Fall. Allgemein demokratietheoretische Vorbehalte gegen 
politische Repression bleiben von diesem empirischen Befund un
berührt und behalten ihre Berechtigung, aber die Frage der ord
nungspolitischen Effizienz steht eben auf einem anderen Blatt.40 

Zwischenbilanz: Probleme und Perspektiven

In den vergangenen Jahren bewährte sich das „Brandenburger 
Modell“ insbesondere vor einer Reihe von konkreten Heraus
forderungen, denen die zivilen und staatlichen Akteure im Land 
entschlossen und entschieden entgegen traten. Die vielleicht be-
kannteste dieser Reaktionen ist mit dem Namen der Gemeinde 
Halbe verbunden.41 In mehreren Anläufen gelang es bis 2006, die 
Vereinnahmung des dortigen Waldfriedhofes, des größten Solda
tenfriedhofs auf deutschem Boden, durch rechtsextreme Kräfte ab-
zuwehren und auch Ausweichveranstaltungen – wie im Jahr 2006 
in Seelow – mit einer starken bürgerschaftlichen Gegenkultur 
zu konfrontieren. Ausgehend vom Engagement demokratischer  

39	 Gerlach 2007, S. 233; vgl. auch Begrich/Sturm 2008.
40	 Zu den unterschiedlichen Positionen in der NPD-Verbotsdebatte vgl. Leggewie/

Meier 2002.
41	 Vgl. Rautenberg/Rautenberg 2006.
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Bürger vor Ort, griffen zivilgesellschaftliche Netze, gesetzliche Ini
tiativen und polizeiliche Maßnahmen ineinander – nicht im Sinne 
eines Entzuges demokratischer Rechte der freien Meinungsäuße
rung und Demonstrationsfreiheit, aber im Sinne einer deutlichen 
Abgrenzung gegenüber Kriegsverherrlichung, (neo-)nationalso
zialistischen Opferkulten und antidemokratischer Politik. 

Das Beispiel zeigt: Das „Brandenburger Modell“ hat sich  
insgesamt bewährt. Zu seinen Kernelementen zählen: Akzeptanz 
des Problems und Bearbeitung als gemeinsame Querschnitts
aufgabe aller Ministerien und weiterer staatlicher Institutionen; 
Mobilisierung und Unterstützung breiter zivilgesellschaftli-
cher Initiativen; konsequentes polizeiliches Handeln und harte, 
aber rechtsstaatliche Sanktionierung kriminellen Verhaltens mit 
rechtsextremen Hintergrund. Es mag paradox klingen, aber der 
Erfolg des „Brandenburger Modells“ verdankt sich nicht zuletzt 
der Tatsache, dass demokratischer Staat und zivile Gesellschaft im 
„Toleranten Brandenburg“ immer wieder die Grenzen ihrer Tole
ranz markieren.
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